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NEUE SOZIALVERSICHERUNGSWERTE FÜR 2022

Ab 01.01.2022 gelten nachstehende Rechengrößen der 
Sozialversicherung:

    �Die Beitragsbemessungsgrenzen 2022 in der Renten- 
und Arbeitslosenversicherung sowie in der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung sinken im Westen 
und steigen im Osten im Vergleich zum Vorjahr. Dies 
hat seine Ursache in der schrittweisen Angleichung 
der Betragsbemessungsgrenzen von Ost und West 
bis 2025.

    �Die Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung und Pflegeversicherung blei-
ben im Jahr 2022 unverändert im Vergleich zum Jahr 
2021.

    �Die Versicherungspflichtgrenze bleibt im Jahr 2022 
ebenfalls unverändert bei 64.350 Euro.

Beitragsbemessungsgrenzen für 2022

Rentenversicherung und 
Arbeitslosenversicherung West Ost

Jahr 84.600,00 € 81.000,00 €

Monat 7.050,00 € 6.750,00 €

Gesetzliche Krankenversiche-
rung/Pflegeversicherung

Jahr 58.050,00 € 58.050,00 €

Monat 5.362,50 € 4.837,50 €

Knappschaftliche Rentenver-
sicherung 

Jahr 103.800,00 € 100.200,00 €

Monat 8.650,00 € 8.350,00 €

Pflichtversicherungsgrenze

Jahr 64.350,00 €

Monat 5.362,50 €

    �Die Beitragssätze für die gesetzliche Krankenversi-
cherung, die Rentenversicherung und die Arbeitslo-
senversicherung bleiben im Vergleich zu 2021 unver-
ändert.

    �Bei der Krankenversicherung erhöht sich ggf. der 
individuelle Zusatzbeitragssatz der jeweiligen Kran-
kenkasse zum 01.01.2022. Eine Übersicht ist auf der 
Webseite des GKV-Spitzenverbandes verfügbar.

    �In der Pflegeversicherung wird ab 01.01.2022 der Bei-
tragszuschlag für Kinderlose um 0,10 % auf 0,35 % 
angehoben. Dieser ist allein vom Arbeitnehmer zu 
tragen.
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Beitragssätze in der Sozialversicherung 2022

Insgesamt davon

Arbeit-
nehmer

Arbeit-
geber

Gesetzliche 
Krankenversi-
cherung

Allgemeiner Beitragssatz 
14,6 %
Ermäßigter Beitragssatz 
14,0 %
zzgl. individueller Zusatz-
beitrag 

7,3 %

7,0 %

7,3 %

7,0 %

Pflegeversiche-
rung

Allgemein 3,05 %

Ausnahme: Sachsen

Beitragszuschlag Kin-
derlose, 23. Lebensjahr 
vollendet 0,35 %

1,525 %

2,025 %

0,35 %

1,525 %

2,025 %

Rentenversi-
cherung 18,6 % 9,3 % 9,3 %

Knappschaftli-
che Rentenver-
sicherung

24,7 % 9,3 % 15,4 %

Arbeitslosen-
versicherung 2,40 % 1,2 % 1,2 %

Insolvenzgeld-
umlage 0,09 % 0 % 0,09 %

Sachbezugswerte für Unterkunft und freie Verpfle-
gung für 2022

Sachbezug Pauschaler Wert

Freie Verpflegung (Monat) 270,00 €

Frühstück / Monat 56,00 €

Frühstück / Tag 1,87 €

Mittag- und Abendessen / Monat 107,00 €

Mittag- und Abendessen / Tag 3,57 €

Unterkunft unentgeltlich oder verbilligt (Monat) 241,00 €

Jugendliche bis 18 und Auszubildende 204,85 €

450-EURO ODER KURZFRISTIGE BESCHÄFTIGUNG: 
ÄNDERUNGEN IM JAHR 2022

Erhöhung des Mindestlohnes 
Da sich der gesetzliche Mindestlohn zum 01.01.2022 von 
9,60 EUR auf 9,82 EUR pro Stunde und zum 01.07.2022 
auf 10,45 EUR pro Stunde erhöht, ist bei Minijobbern mit 
dem Jahreswechsel bzw. im Laufe des Jahres möglicher-
weise die Stundenanzahl anzupassen, um die Verdienst-
grenze von 450 EUR im Monat nicht zu überschreiten.

ALLE STEUERZAHLER
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Angaben zur Krankenversicherung bei kurzfristig 
Beschäftigten
Ein kurzfristiger Minijob ist eine Beschäftigung, die von 
vornherein auf einen bestimmten Zeitraum befristet 
(maximal 3 Monate oder 70 Arbeitstage im Jahr) und 
sozialversicherungsfrei ist. Entsprechend sind diese Ar-
beitnehmer auch nicht über diese Tätigkeit krankenver-
sichert. Ab dem 01.01.2022 müssen Arbeitgeber bei der 
Anmeldung von kurzfristig Beschäftigten zusätzlich an-
geben, wie diese krankenversichert sind und die Nach-
weise des Arbeitnehmers (z. B. Bescheinigung der Kran-
kenversicherung) zu ihren Entgeltunterlagen nehmen.

Rückmeldung zur kurzfristigen Beschäftigung
Arbeitgeber, die einen kurzfristigen Minijobber anmel-
den, erhalten ab 2022 unverzügliche Rückmeldung von 
der Minijob-Zentrale, ob zum Zeitpunkt der Anmeldung 
bei der Aushilfe weitere kurzfristige Beschäftigungen 
bestehen oder im laufenden Kalenderjahr bestanden 
haben. Dies ist wichtig, da kurzfristige Beschäftigungen 
(auch mit mehreren kurzfristigen Minijobs bei verschie-
denen Arbeitgebern) maximal 3 Monate oder 70 Arbeits-
tage im Jahr andauern dürfen. Die Rückmeldung der 
Minijob-Zentrale muss der Arbeitgeber in den Entgelt-
unterlagen dokumentieren. Sie dient insbesondere als 
Nachweis für eine spätere Betriebsprüfung der Renten-
versicherung. Sollten mit den Vorbeschäftigungszeiten 
die Zeitgrenzen überschritten sein, ist die kurzfristige 
Beschäftigung rückwirkend ab Beschäftigungsbeginn zu 
korrigieren und je nach Höhe des Verdienstes entweder 
als 450-Euro-Minijob oder als sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung zu melden. 

Meldung der Steuer-ID von gewerblichen Minijob-
bern
Arbeitgeber haben von ihren Minijobbern im gewerbli-
chen Bereich (nicht aber von solchen im Privathaushalt) 
ab 01.01.2022 neben der Steuernummer auch deren 
Steuer-ID abzufragen und elektronisch an die Mini-
job-Zentrale zu übermitteln.

DIE STEUERFALLE DER 10-JAHRES-FRIST BEI PRIVA-
TEN VERÄUSSERUNGSGESCHÄFTEN

Der Sachverhalt 
    �Die Eheleute (EL) kaufen ein ETW.
    �Sie geben ein notarielles Kaufangebot am 20.12.2010 

ab.
    �Der Verkäufer nimmt das Angebot durch notarielle 

Annahmeerklärung am 07.01.2011 an.
    �Die EL vermieten die ETW.
    �Mit Vertrag vom 27.12.2020 veräußern sie die ETW.
    �Die ETW liegt in einem Sanierungsgebiet.
    �Die Gemeinde erteilt die sanierungsrechtliche Geneh-

migung am 05.02.2021.
    �Das FA möchte den Veräußerungsgewinn i. H. v. 

200.000 EUR nach § 23 EStG versteuern.

Die Beurteilung
    �Die EL tätigen ein privates Veräußerungsgeschäft, 

wenn sie die vermietete Wohnung im PV innerhalb 
von 10 Jahren veräußern.

    �Die 10-Jahres-Frist beginnt taggenau, wenn der schul-
drechtliche Grundstückskaufvertrag geschlossen 
wird.

    �Der Kaufvertrag entscheidet und nicht der Übergang 
des wirtschaftlichen Eigentums.

Kaufvertrag wird geschlossen
    �Der Kaufvertrag wird geschlossen durch zwei über-

einstimmende Willenserklärungen.
    �Der Vertrag wird durch Angebot und Annahme ge-

schlossen.
    �Kaufvertrag und Übereignung/Auflassung sind 

schwebend unwirksam bis zur Genehmigung.
    �Sie werden rückwirkend wirksam mit der Genehmi-

gung.

10-Jahres-Frist + Kaufvertrag
    �Der Veräußerungsgewinn nach § 23 EStG wird durch 

den Abschluss des Kaufvertrags realisiert.
    �Der Veräußerungsgewinn wird durch die beiderseiti-

ge Bindung realisiert.
    �Beide Vertragsparteien sind gebunden.
    �Die beiderseitige Bindung tritt auch ein, wenn der 

Kaufvertrag bis zur sanierungsrechtlichen Genehmi-
gung schwebend unwirksam ist.

Das Ergebnis
    �Die EL müssen den Veräußerungsgewinn i. H. v. 

200.000 EUR versteuern.
    �Die beidseitige Bindung beim 1. Kaufvertrag (Anschaf-
fung der ETW) ist am 07.01.2011 mit der notariellen 
Annahmeerklärung eingetreten.

    �Der 2. Kaufvertrag (Veräußerung) der ETW wurde am 
27.12.2020 geschlossen, somit 10 Tage vor Ablauf der 
10-Jahres-Frist.

HAUSEIGENTÜMER
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EINE SPANNENDE REVISION ZUM WERBUNGSKOS-
TENABZUG BEI DEN EINKÜNFTEN AUS VERMIETUNG 
UND VERPACHTUNG

Das FG Düsseldorf hat in seinem Urteil zur Frage Stel-
lung genommen, ob Zahlungen zur Ablösung eines 
Zinsswaps als Werbungskosten im Anwendungsbereich 
der Einkünfte aus V+V abzugsfähig sind.

Das FG Düsseldorf hat diese Frage positiv beantwortet, 
was die Verfasser des Mandantenbriefs überzeugt hat.

Die Finanzbehörden sind jedoch – unter Hinweis auf das 
entsprechende BMF-Schreiben vom 18.01.2016, BStBl 
2016 I, 85 RZ 176 – anderer Auffassung.

Aus diesem Grunde ist unter dem Az. BFH VIII R 26/21 
nun die Revision anhängig. Einschlägige Streitfälle soll-
ten daher offengehalten werden.

MUSTERREVISION BEIM BFH ZUR FRAGE, OB DIE 
VERMIETUNG EINZELNER RÄUME AN MESSEGÄSTE 
SCHÄDLICH FÜR DIE STEUERBEFREIUNG NACH § 23 
ABS. 1 NR. 1 SATZ 3 ESTG FÜR SELBSTGENUTZTES 
WOHNEIGENTUM IST

Das FG Niedersachsen hat sich in einem Urteil mit der 
Frage befasst, ob die Steuerbefreiung aus der Veräu-
ßerung von selbstgenutzten Wohnungen entfällt, wenn 
der Steuerpflichtige tageweise einzelne Räume an Mes-
segäste vermietet und daraus Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung erzielt.

Das FG ist zu dem Ergebnis gelangt, dass eine derartige 
Vermietung unschädlich für die umfängliche Steuerbe-
freiung ist.

Die Finanzbehörden haben sich der Rechtsauffassung 
des FG nicht angeschlossen und haben Revision gegen 
das Urteil eingelegt. Die Revision ist unter dem Az. IX R 
20/21 beim BFH anhängig.

Einschlägige Streitfälle sollten daher offengehalten wer-
den.

ÄNDERUNGEN AB 2022 AUFGRUND DER GRUND-
STEUERREFORM 

Hintergrund der Grundsteuerreform 
Das Bundesverfassungsgericht hat im Jahr 2018 die bis-
herigen Vorschriften zur Einheitsbewertung als Bemes-
sungsgrundlage der Grundsteuer für verfassungswidrig 
erklärt und den Gesetzgeber verpflichtet, eine verfas-
sungsgemäße Neuregelung zu schaffen. Das Gericht 
hatte die Weiteranwendung der verfassungswidrigen 
Einheitswerte bis spätestens 31.12.2024 erlaubt, wenn 
der Gesetzgeber die Grundstücksbewertung reformiert.

Hauptkritikpunkt war, dass die zugrunde gelegten Ein-
heitswerte von 1964 (alte Bundesländer) und 1935 
(neue Bundesländer) die tatsächliche Wertentwicklung 
nicht mehr in ausreichendem Maße widerspiegeln und 
veraltet sind.

Neubewertung der Grundstücke und Gebäude ab 
2022 erforderlich 
Das 2019 erlassene Grundsteuer-Reformgesetz sieht 
vor, dass zum 01.01.2022 bundesweit alle Grundstücke 
neu zu bewerten sind. Alle Grundstückseigentümer und 
rund 35 Mio. Grundstücke und Gebäude in Deutschland 
– sowohl im Privat- als auch im Betriebsvermögen – sind 
betroffen. Ab 01.01.2025 wird dann die neue Grund-
steuer erhoben. 

Änderungen bei der Grundsteuerermittlung
Die Reform hat nicht die eigentliche Berechnung der 
Grundsteuer nach der Formel

Grundstückswert x Steuermesszahl x Hebesatz = (Jahres)
Grundsteuer

geändert, sondern die drei Berechnungsfaktoren. 

1. Grundstückwert:
Der Grundstückswert wird durch das Grundsteuer-Re-
formgesetz anders ermittelt. Die Ermittlung basierend 
auf Einheitswerten wurde durch die Berechnung basie-
rend auf Grundsteuerwerten ersetzt.

Grundsätzlich ist die Bewertung wertabhängig ausge-
staltet (sogenanntes Bundesmodell):
    �Bei Wohngrundstücken greift das sogenannte Er-

tragswertverfahren: In die Berechnung fließen der 
Bodenrichtwert, die Grundstücksfläche, die Netto-
kaltmiete, die Immobilienart sowie das Alter des Ge-
bäudes ein. 

    �Für Nichtwohngrundstücke (z. B. Geschäftsgrundstü-
cke) orientiert sich die Grundsteuer am vereinfach-
ten Sachwertverfahren, das für die Wertermittlung 
auf die gewöhnlichen Herstellungskosten für die je-
weilige Gebäudeart und den Bodenrichtwert abstellt.
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Da das Grundsteuer-Reformgesetz eine Öffnungsklau-
sel enthält, konnte jedes Bundesland entscheiden, ob 
es das Bundesmodell anwendet oder den Grundsteu-
erwert nach einem eigenen Verfahren berechnet. Von 
der Öffnungsklausel haben 7 der 16 Bundesländer Ge-
brauch gemacht. Somit gibt es keine bundeseinheitliche 
Lösung.

Bayern beispielsweise wendet kein wertabhängiges 
Verfahren an, sondern stellt allein auf die Flächen des 
Bodens und des Gebäudes (sog. Flächenmodell) ab. 
Das Saarland beispielsweise wendet das Bundesmodell 
zwar grundsätzlich an, weicht aber bei der Steuermess-
zahl (siehe unter 2.) ab.

Bundesland Modell

Baden-Württemberg Modifiziertes Bodenwertmodell

Bayern Flächenmodell

Berlin Bundesmodell

Brandenburg Bundesmodell

Bremen Bundesmodell

Hamburg Wohnlagenmodell

Hessen Flächen-Faktor-Modell

Mecklenburg-Vorpommern Bundesmodell

Niedersachsen Flächen-Lage-Modell

Nordrhein-Westfalen Bundesmodell

Rheinland-Pfalz Bundesmodell

Saarland Bundesmodell mit Abweichungen

Sachsen-Anhalt Bundesmodell

Sachsen Bundesmodell mit Abweichungen

Schleswig-Holstein Bundesmodell

Thüringen Bundesmodell

Da es bundeslandabhängig unterschiedliche Verfahren 
gibt, hängt die individuelle Grundsteuerbelastung ins-
besondere davon ab, in welchem Bundesland und in 
welchem Ort das Grundstück liegt. Obwohl die durch-
schnittliche Belastung für Grundstücke grundsätzlich 
erhalten bleiben soll, kann sich je nach Lage und Größe 
des Grundstücks und dem Alter der Gebäude die Höhe 
der Grundsteuer nach neuer Rechtslage erhöhen oder 
geringer ausfallen.

2. Steuermesszahl:
Damit die Grundsteuer im Durchschnitt vom Aufkom-
men her unverändert bleibt bzw. nicht steigt, wurde die 
Grundsteuermesszahl im Bundesmodell auf 0,31 Pro-
mille herabgesetzt und damit deutlich gesenkt.

Die Steuermesszahl für Betriebe der Land- und Forst-
wirtschaft wurde auf künftig 0,055 Promille gesenkt.

3. Hebesatz:
Damit die Grundsteuer durchschnittlich gleich bleibt, 
werden die von den einzelnen Kommunen festgelegten 
Hebesätze ebenfalls noch angepasst. 

Künftig werden drei statt bisher zwei Arten von Hebe-
sätzen unterschieden: 

    �Hebesatz für die Grundsteuer A (= Agrarisch: land- 
und forstwirtschaftliche Flächen) 

    �Hebesatz für die Grundsteuer B (= Baulich: sonstige 
Grundstücke)

    �Hebesatz für die Grundsteuer C (NEU: unbebaute 
Grundstücke)

Die neue Grundsteuer C soll die Spekulation mit unbe-
bauten, baureifen Grundstücken verteuern und finan-
zielle Anreize bieten, Wohnraum zu schaffen. Den Ge-
meinden steht es frei, die Grundsteuer C zu erheben.

Drei-Stufiges-Verfahren 
Die Neuberechnung der Grundsteuer erfolgt in drei Stu-
fen: 

Baldige Aufforderung zur Abgabe einer Feststel-
lungserklärung
Im ersten Schritt wird das Finanzamt die Grundstücksei-
gentümer (voraussichtlich Ende März 2022) auffordern, 
eine „Erklärung zur Feststellung des Grundsteuerwerts“ 
für jedes Grundstück – egal ob selbstgenutzt oder ver-
mietet – abzugeben. Stichtag für die erstmalige Bewer-
tung nach neuem Recht ist der 01.01.2022. 
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Hinweis: 
Die Aufforderung erfolgt durch öffentliche Bekannt-
machung (z. B. im Bundesanzeiger). Der Verwaltungsakt 
gilt zwei Wochen nach dem Tag der Bekanntmachung 
als bekannt gegeben. Die Finanzämter versenden keine 
Einzelaufforderungen an die Grundstückseigentümer.

Die Abgabe hat grundsätzlich elektronisch zu erfolgen 
und soll ab 01.07.2022 über die Steuer-Onlineplattform 
ELSTER bzw. über den Steuerberater eingereicht wer-
den können. Elektronische Formulare stehen derzeit 
noch nicht zur Verfügung. Die Abgabefrist läuft nach 
derzeitigem Stand bis zum 31.10.2022.

Nach der Bewertung auf den 01.01.2022 hat alle sieben 
Jahre eine neue Bewertung zu erfolgen (nächste Haupt-
feststellungszeitpunkte 01.01.2029 und 01.01.2036), es 
sei denn, in der Zwischenzeit tritt eine Änderung ein und 
macht eine frühere Bewertung erforderlich (z. B. Ände-
rungen bei der Fläche oder Nutzungsänderung).

Weitere Zeitschiene 
    �Bis Ende 2023 sollen für die große Mehrheit der 

Grundstücke Bescheide über den Grundsteuerwert 
vorliegen.

    �Im ersten Halbjahr 2024 soll dann die Prüfung der 
Messzahlen und Festlegung der neuen Hebesätze in 
den Kommunen erfolgen; im zweiten Halbjahr 2024 
die Festsetzung der Messbetrags- und der Grund-
steuerbescheide. 

    �Stichtag für die erstmalige Erhebung der Grundsteuer 
nach neuem Recht ist der 01.01.2025.

Fazit
Die Grundsteuerreform wird am 01.01.2025 wirksam. 
Auch wenn dies zeitlich noch weit entfernt erscheint, 
werden alle Immobilienbesitzer bereits im Frühjahr 
2022 durch öffentliche Bekanntmachung aufgefordert 
werden, ihre Grundstücke (Bewertungsmodell abhän-
gig vom Bundesland) zu bewerten. Da die Einreichungs-
frist zum 31.10.2022 relativ kurz ist, wenden Sie sich 
rechtzeitig an Ihren steuerlichen Berater.

EINE SPANNENDE REVISION BEIM BFH ZU GESTAL-
TUNGEN IM RAHMEN DES § 17 ESTG ZUR VERLUST-
NUTZUNG

Das FG Sachsen hat sich in seinem Urteil vom 06.05.2021 
8 K 1102/20 mit einer interessanten Gestaltung zur Ver-
lustnutzung auseinandergesetzt.

Es ist zu dem Ergebnis gelangt, dass die gegenseitige 
Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft 
(zur Erzielung von Veräußerungsverlusten) durch die 
Gesellschafter zumindest dann zur Annahme eines 
Gestaltungsmissbrauchs führt, wenn die vereinbarten 
Veräußerungspreise unter den durch das Finanzamt er-
mittelten Beteiligungswerten liegen.

Die Kläger haben gegen die Entscheidung des FG Revi-
sion eingelegt, die unter dem Az. IX R 18/21 beim BFH 
anhängig ist.

Einschlägige Streitfälle sollten daher offengehalten wer-
den.

BFH ZUM ZUFLUSS VON TANTIEMEN BEI BEHERR-
SCHENDEN GESELLSCHAFTER-GESCHÄFTSFÜHRERN

Im aktuellen Urteilsfall stritten die Beteiligten darüber, 
ob die für die Streitjahre noch nicht ausgezahlten, aber 
rückgestellten Tantiemen vom beherrschenden Gesell-
schafter-Geschäftsführer – unabhängig von deren Aus-
zahlung – als Arbeitslohn zu versteuern waren.

Der Geschäftsführerdienstvertrag enthielt folgende Re-
gelung: „Der Anspruch auf Auszahlung der Tantieme wird 
aufgrund dieser Vereinbarung nicht mit Feststellung des 
Jahresabschlusses zur Auszahlung fällig, sondern nach 
gesonderter Aufforderung durch den Geschäftsführer 
unter Berücksichtigung der Zahlungsmöglichkeit.“

Aufgrund dieser Regelung bildete die GmbH Tantieme-
rückstellungen. Als 2013 und 2014 Teilbeträge ausge-
zahlt wurden, setzte das beklagte Finanzamt im Rahmen 
der Einkommensteuerfestsetzungen für die Streitjahre 
auch die nicht ausgezahlten Teilbeträge an. 

Laut Urteil des BFH vom 12.07.2021 (Az. VI R 3/19 NV) 
zu Recht.

Die Begründung des BFH:
Fehlen im Anstellungsvertrag Regelungen zur Fälligkeit 
des Tantiemeanspruchs oder ist dort nur eine Ermäch-
tigung zur freien Bestimmung des Fälligkeitszeitpunkts 

KAPITALGESELLSCHAFTEN / 
KAPITALANLEGER
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enthalten, kann der beherrschende Gesellschafter-Ge-
schäftsführer gleichwohl wirtschaftlich bereits im Zeit-
punkt der Feststellung des Jahresabschlusses über sei-
nen Tantiemeanspruch verfügen, der damit zu diesem 
Zeitpunkt zugeflossen ist.

ERWEITERTE GEWERBESTEUERKÜRZUNG – ERLEICH-
TERUNGEN DURCH DAS FONDSSTANDORTGESETZ

Kapitalgesellschaften und gewerblich geprägte Perso-
nengesellschaften, die ausschließlich eigenen Grund-
besitz verwalten und nutzen, können zur Vermeidung 
einer Doppelbelastung durch Grundsteuer und Gewer-
besteuer unter bestimmten Voraussetzungen die so-
genannte erweiterte Gewerbesteuerkürzung begehren. 
Dadurch wird der Gewinn vollständig von der Gewerbe-
steuer ausgenommen.

Problem in der Praxis: 
Die erweiterte Gewerbesteuerkürzung wird versagt, 
wenn neben der reinen Vermietung und Verwaltung 
schädliche Nebentätigkeiten (z. B. Überlassung von 
Betriebsvorrichtungen) erbracht werden. Durch das 
Fondsstandortgesetz (FoStoG) wurden nun zwei Aus-
nahmen ins Gesetz aufgenommen, die den Anwen-
dungsbereich der Norm zugunsten der Unternehmen 
erweitern. Die Neuregelungen gelten erstmals ab dem 
Erhebungszeitraum 2021.

Einnahmen aus Lieferung von Strom bis zu 10 % der 
Gesamteinnahmen unschädlich 
Zur Förderung der Energiewende gelten Einnahmen aus 
erneuerbaren Energiequellen i. S. d. § 3 Nr. 21 EEG (d. h. 
Erträge aus Photovoltaikanlagen oder der Lieferung von 
Strom mittels E-Ladestationen) nicht mehr als begünsti-
gungsschädliche Leistungen.
 
Voraussetzung: 
    �Die Einnahmen im Wirtschaftsjahr sind nicht höher 

als 10 % der Einnahmen aus der Gebrauchsüberlas-
sung des Grundbesitzes.

    �Der Strom aus Energieerzeugungsanlagen darf nur 
ins Netz eingespeist oder an die Mieter des Grund-
stücksunternehmens geliefert werden. Die Lieferung 
an Endverbraucher, die keine Mieter des Anlagenbe-
treibers sind, ist nicht begünstigt.

    �Der Selbstverbrauch von erzeugtem Strom steht der 
erweiterten Kürzung nicht entgegen. 

Hinweis: 
Ausdrücklich nicht unter diese Regelung fallen die Ein-
nahmen aus Blockheizkraftwerken.

EINFÜHRUNG EINER BESONDEREN BAGATELLGREN-
ZE VON 5 % 

Künftig gelten Einnahmen aus sonstigen gewerblichen 
Tätigkeiten (z. B. Vermietung von Betriebsvorrichtungen 
oder Betreiben eines Blockheizkraftwerks) als unschäd-
lich.

Voraussetzung:
    �Die Leistungen werden unmittelbar an die Mieter er-

bracht und 
    �die Einnahmen sind nicht höher als 5 % der Einnah-

men aus der Überlassung des Grundbesitzes. 

Hinweis: 
Es handelt sich nicht um eine grundsätzliche Bagatellg-
renze, weil sie ausschließlich dann greift, wenn die Tätig-
keiten unmittelbar an die Mieter erbracht werden. 

Fazit: 
Erstmals hat der Gesetzgeber Bagatellgrenzen für be-
stimmte Nebeneinnahmen eingeführt, die in der Praxis 
häufig zum Wegfall der erweiterten Kürzung für Grund-
besitz geführt haben. In der Praxis muss dennoch die 
Einhaltung der vorgegebenen Voraussetzungen und der 
Höchstgrenzen überwacht werden.

ERWEITERTE GEWERBESTEUERKÜRZUNG – ANWEN-
DUNG BEI EINEM UNTERJÄHRIGEN GRUNDSTÜCKS-
ERWERB? 

Derzeit beim BFH anhängig ist die Frage, ob für die Inan-
spruchnahme der erweiterten Gewerbesteuerkürzung 
für ein Kalenderjahr zwingend bereits am 01.01. dieses 
Kalenderjahres der Grundbesitz zum Betriebsvermö-
gen gehört haben muss oder nicht.

Sachverhalt 
Eine GmbH, die zuvor als Vorratsgesellschaft ohne 
Grundbesitz operierte, erwarb „unterjährig“ am 01.07. 
des betreffenden Jahres 2014 ein Grundstück und be-
gehrte für 2014 die erweiterte Kürzung. 

Die Finanzverwaltung versagte dies mit der Begründung, 
das Grundstück hätte nicht bereits zum Beginn des Er-
hebungszeitraums zum Betriebsvermögen gehört. 

Anmerkung: 
Das Finanzamt hat sich dabei über die eindeutige Ver-
waltungsanweisung in den Gewerbsteuerrichtlinien hin-
weggesetzt.
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Urteil des FG Berlin-Brandenburg v. 11.12.2018 (Az. 8 
K 8131/17)
Das Finanzgericht, welches anders als die Finanzverwal-
tung nicht an die Richtlinie gebunden ist, hatte die Kla-
ge als unbegründet zurückgewiesen. Demnach sei das 
strenge Stichtagsprinzip, das für die einfache Gewerbe-
steuerkürzung gelte, auch bei der erweiterten Kürzung 
anzuwenden. 

Anhängige BFH-Revision unter Az. III R 7/19
Das Gericht hat die Revision zugelassen, da Divergenzen 
zu früherer BFH-Rechtsprechung bestehen. Die Revisi-
on ist unter Aktenzeichen III R 7/19 anhängig. 

Die Entscheidung hat besondere Praxisrelevanz, sind 
doch alle diejenigen betroffen, die erstmals in der Zeit 
zwischen dem 02.01. und dem 31.12. eines Jahres das 
wirtschaftliche Eigentum an einem Grundstück erwer-
ben und die erweiterte Gewerbesteuerkürzung für das 
Jahr des Erwerbs begehren. Diejenigen sollten sich auf 
das anhängige Verfahren berufen.

GRUNDSATZENTSCHEIDUNG DES BFH: DIE GEWINNE 
AUS GOLD-ETF NACH SCHWEIZERISCHEM RECHT UN-
TERLIEGEN § 20 ESTG (KEINE JAHRESFRIST DES § 23 
ESTG) 

Der Gewinn aus der Veräußerung von Anteilen an ei-
nem Fonds nach schweizerischem Recht, der sein Kapi-
tal ausschließlich in physischem Gold anlegt, unterliegt 
nach § 19 (3) Satz 1 InvStG 2004 der Besteuerung nach § 
20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Abs. 4 EStG.

Es erfolgt im Ergebnis somit immer eine Besteuerung 
der Gewinne.

Die Veräußerung der Anteile begründet nach Auffas-
sung des BFH keinen Anspruch auf die Lieferung von 
physischem Gold.

EINKOMMENSTEUERLICHE BEHANDLUNG VON FI-
NANZHILFEN AUFGRUND DER CORONA-PANDEMIE 

Das Bayerische LfSt hat sich mit hier vorliegender Ver-
fügung vom 05.10.2021 (LfSt Bayern v. 05.10.2021 –  
S 2145.2.1-10/9 St 32, juris) zur ertragsteuerlichen Be-
handlung von Finanzhilfen aufgrund der Corona-Pande-
mie geäußert. Danach gilt Folgendes:

Der Freistaat Bayern gewährt Unternehmen und Selbst-
ständigen, die infolge der durch das Corona-Virus SARS-
CoV-2 ausgelösten Pandemie wirtschaftlich geschädigt 
sind, finanzielle Hilfen in Form von Soforthilfen, Über-
brückungshilfen und Unterstützungsmaßnahmen nach 
Maßgabe verschiedener Hilfsprogramme. 

Die Finanzhilfen stellen Billigkeitsleistungen dar, die 
– sofern die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind – 
nicht zurückzuzahlen sind.

Sie sind nach allgemeinen Grundsätzen in der Gewin-
nermittlung als steuerpflichtige Betriebseinnahmen zu 
erfassen und zusätzlich in der Anlage „Corona-Hilfen“ 
zur Einkommensteuer- bzw. Feststellungserklärung an-
zugeben.

Zur Frage, ob die erhaltenen Finanzhilfen einer ermä-
ßigten Besteuerung gem. § 24 Nr. 1 EStG i. V. m. § 34 
Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 EStG („Fünftelungsregelung“) un-
terliegen, wird aufgrund einer auf Bund-Länder-Ebene 
abgestimmten Rechtsauffassung folgende Auffassung 
vertreten:

Eine Entschädigung i. S. d. § 24 Nr. 1 Buchst. a EStG liegt 
nur vor, wenn damit entgangene oder entgehende Ein-
nahmen ersetzt werden. Nicht von der Vorschrift erfasst 
werde der Ausgleich von Ausgaben (BFH-Urt. 18.10.2011 
– IX R 58/10, BStBl II 2012, 286).

Praxishinweis
Mit den Corona-Finanzhilfen werden i. d. R. förderfähige 
betriebliche Fixkosten ersetzt; es handelt sich deshalb 
um sog. Aufwandszuschüsse, die von der Vorschrift 
des § 24 Nr. 1 Buchst. a EStG nicht erfasst werden.

Auch die Tatbestandsvoraussetzungen des § 24 Nr. 1 
Buchst. b EStG sind nicht erfüllt, weil es an der hierfür 
notwendigen finalen Verknüpfung fehlt. Denn die Fi-
nanzhilfen aufgrund der Corona-Pandemie wurden zwar 
wegen der vorübergehenden Schließung von Betrieben 
bzw. des Verbots der Ausübung bestimmter Tätigkeiten 
gezahlt, aber nicht – im Sinne einer Gegenleistung – für 
die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit.
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Ist danach bereits keine Entschädigung (§ 24 Nr. 1 EStG) 
gegeben, liegen keine der ermäßigten Besteuerung un-
terliegenden außerordentlichen Einkünfte (§ 34 Abs. 2 
Nr. 2 EStG) vor. 

Unabhängig davon würde eine ermäßigte Besteuerung  
(§ 34 Abs. 1 EStG) nach der sog. Fünftelungsregelung 
ferner voraussetzen, dass die steuerpflichtigen Entschä-
digungen zu einer Zusammenballung von Einkünften 
innerhalb eines Veranlagungszeitraums führten (H 34.3 
EStH „Zusammenballung von Einkünften“). Dazu hat der 
BFH ausgeführt, dass Entschädigungen nur dann als 
außerordentliche Einkünfte zu behandeln sind, wenn 
ihr Zufluss zu einer Ausnahmesituation in der Progres-
sionsbelastung des jeweiligen Steuerpflichtigen führt 
(BFH-Urt. v. 11.10.2017 – IX R 11/17, BStBl II 2018, 706), d. 
h. die steuerpflichtigen Einkünfte müssen höher sein als 
beim normalen Ablauf der Dinge (BFH-Urt. v. 27.01.2010 
– IX R 31/09, BStBl II 2010, 28). Davon sei bei Corona-Fi-
nanzhilfen regelmäßig nicht auszugehen.

Praxishinweis
Ob die Rechtsauslegung der Finanzverwaltung einer ge-
richtlichen Prüfung standhalten wird, bleibt abzuwarten. 
Dellner (Vorsitzender Richter FG München) vertritt mit m. 
E. guten Argumenten die Auffassung, dass Corona-Hil-
fen als Entschädigungen i. S. d. § 24 Nr. 1 EStG anzusehen 
seien. Für die Steuerermäßigung nach der Fünftelungs-
regelung müsse dann im jeweiligen Einzelfall ermittelt 
werden, ob eine „Außerordentlichkeit“ vorliege. Selbst 
wenn diese nicht vorliege, wird von dem Vorsitzenden 
Richter des FG München ein Antrag auf Billigkeitsmaß-
nahme empfohlen (Dellner, NWB 46/2021, 3372).

Die Finanzverwaltung lehnt gegenwärtige Einsprüche 
ab, die auf die Anwendung der Fünftelungsregelung auf 
Corona-Hilfen gerichtet sind. Es bleibt abzuwarten, wie 
die Finanzgerichte zukünftig entscheiden werden. 

Die Beratungspraxis sollte im Einzelfall ein finanzge-
richtliches Verfahren zur Klärung der Rechtsauslegung 
einleiten. Wir werden Sie über den weiteren Fortgang 
informieren.

§ 7G ESTG BEI EINER BETRIEBSAUFGABE 

Streitig war im Urteilsfall, ob die Nutzungsvoraussetzun-
gen gegeben sind, wenn der Betrieb im Jahr nach der 
Anschaffung des begünstigten Wirtschaftsgutes aufge-
geben wird.

Das Finanzamt sah hierin einen schädlichen Vorgang 
und hat den Investitionsabzugsbetrag daher rückwir-
kend versagt.

Nach Auffassung des BFH ist es ausreichend, wenn das 
Wirtschaftsgut nicht ein volles Kalenderjahr bzw. einen 
12-Monats-Zeitraum nach dem Wirtschaftsjahr der An-
schaffung/Herstellung, sondern lediglich während des 
mit der Betriebsaufgabe endenden Rumpf-Wirtschafts-
jahr betrieblich genutzt wird.

KANN EIN ORDNUNGSGEMÄSSES FAHRTENBUCH 
TROTZ KLEINERER MÄNGEL UND UNGENAUIGKEI-
TEN VORLIEGEN? 

Das FG Niedersachsen hat die vorstehende Frage in sei-
nem Urteil vom 16.06.2021 – 9 K 276/19 positiv beant-
wortet.

Nach Auffassung des FG dürfen die Anforderungen an 
das ordnungsgemäße Fahrtenbuch nicht überspannt 
werden.

Soweit bei Ihnen entsprechende Streitfälle vorliegen 
sollten, empfehlen wir die Literatur der Veröffentlichung 
von Prof. Dr. Kraft (Richter am Niedersächsischen FG in 
Hannover).

In seiner Veröffentlichung stellt er die Entscheidung des 
Gerichts und dessen Kernpunkte praxisgerecht dar.

WANN STELLEN BETEILIGUNGEN AN KAPITALGE-
SELLSCHAFTEN BEI FREIBERUFLERN GGF. BETRIEBS-
VERMÖGEN/SONDERBETRIEBSVERMÖGEN DAR?

Der VIII. Senat hat in seiner Entscheidung grundsätzlich 
dargestellt, wann Kapitalbeteiligungen dem Betriebs-
vermögen eines Freiberuflers zuzuordnen sind.

Demnach liegt eine betriebliche Veranlassung lediglich 
in Ausnahmefällen vor, vgl. BFH-PR 2021, 311.

Erforderlich ist, dass die Tätigkeit der Kapitalgesellschaft 
die freiberufliche Tätigkeit ergänzt oder eine auf die 
Vergabe von Aufträgen gerichtete Geschäftsbeziehung 
geschaffen werden soll. Nicht durch die Einkünfte aus 
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§ 18 EStG betrieblich veranlasst sind Beteiligungen, 
wenn sie gegenüber der freiberuflichen Tätigkeit ein ei-
genes wirtschaftliches Gewicht haben.

Der Streitfall beim BFH
Im Urteilsfall wurde eine GbR von Vater/Mutter/Tochter 
gegründet, die sich an einer Holding-Kapitalgesellschaft 
beteiligte.

Der Kläger schloss als Rechtsanwalt mit der Holding-Ka-
pitalgesellschaft einen Beratervertrag. Gleichzeitig 
schloss er mit der Holding-Kapitalgesellschaft einen Ge-
schäftsführervertrag und gehörte auch dem Beirat der 
Kapitalgesellschaft an.

Bei dieser Fallkonstellation gelangte der BFH zur Annah-
me von Einkünften aus § 17 EStG (Kein BV und somit 
keine Einkünfte aus § 18 EStG).

ENTGELTE IM RAHMEN EINER FACHARZTAUSBIL-
DUNG GGF. NICHT STEUERBAR

Im konkreten Sachverhalt ging es um die Beantwortung 
der Frage, ob Zahlungen des sog. Thüringer Stipendi-
ums zu steuerbaren Einkünften führen.

Die Klägerin studierte Medizin und war anschließend in 
einer Klinik im Rahmen ihrer fachärztlichen Ausbildung 
angestellt.

Sie schloss mit der Stiftung einen Vertrag über Förder-
maßnahmen für Ärztinnen und Ärzte in Weiterbildung, 
die den Facharzt für Allgemeinmedizin und den Facharzt 
für Innere Medizin absolvieren.

Voraussetzung für die Zuwendung war, dass die Sti-
pendiatin sich verpflichtete, die Weiterbildung zu ab-
solvieren und anschießend vier Jahre als Ärztin an der 
fachärztlichen Versorgung in Thüringen teilzunehmen.

Sie war dazu nicht absolut verpflichtet, musste die Zu-
wendung jedoch zurückzahlen, wenn sie die Zusage 
nicht einhält. Die Bereitschaft zur Tätigkeit in Thüringen 
hat der BFH nicht als eine Leistung i. S. d. § 22 Nr. 3 EStG 
eingestuft und ist somit zu nicht steuerbaren Einnah-
men der Klägerin gelangt.

FÜHRT DIE AUSSTELLUNG VON DIGITALEN IMPFZER-
TIFIKATEN DURCH ÄRZTE ZU EINER GEWERBLICHEN 
TÄTIGKEIT?

Offenkundig haben die Finanzbehörden intern über die-
se Thematik diskutiert.

Für Einzelpraxen dürfte das in der Praxis keine größeren 
Probleme aufwerfen.

Bei Berufsausübungsgemeinschaften (BAGs) wäre da-
gegen ein Anwendungsfall der gewerblichen Infektion i. 
S. d. § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG gegeben.

Nun hat sich aktuell die OFD Frankfurt mit Verfügung 
vom 14.07.2021 S 2245A – 018 – St 214 zu dieser Frage 
geäußert. Sie ist zu dem Ergebnis gelangt, dass die vor-
stehend angesprochene Tätigkeit nicht als gewerblich 
zu qualifizieren ist und somit auch keine gewerbliche 
Infektion eintritt.

RAUS AUS EINER PERSONENGESELLSCHAFT OHNE 
DIE DURCHFÜHRUNG EINER REALTEILUNG – EIN GE-
STALTUNGSFALL ZUR VERMEIDUNG EINER SPERR-
FRISTVERLETZUNG

Das Problem
    �Es besteht eine Steuerberater-Sozietät aus den Ge-

sellschaftern A-B-C.
    �C möchte aus der Sozietät ausscheiden und seine 
Tätigkeit mit den „eigenen Mandanten“ sogleich mit 
D + E deren bestehender Sozietät fortsetzen.

    �C ist es klar, dass eine Übertragung von einer Gesamt-
hand in eine neue Gesamthand weder nach § 6 (5) 
EStG noch durch § 16 (3) S. 2 EStG abgedeckt ist.

    �Im Ergebnis möchte er seine Mandanten zurückbe-
halten und lediglich die materiellen Wirtschaftsgüter, 
die keine stillen Reserven enthalten, auf die neue So-
zietät übertragen.

    �Nun sucht er einen Weg, der zu einer möglichst gerin-
gen Aufdeckung von stillen Reserven führt und durch 
den keine Sperrfristen verletzt werden.
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Die Gestaltungsidee
Eine unechte Realteilung mit einer danach erfolgenden 
Einbringung nach § 24 UmwStG wäre nicht zielführend, 
da durch diesen Vorgang eine Sperrfristverletzung aus-
gelöst würde.

Es wäre jedoch möglich, dass C isoliert seine Mandate 
nach § 6 (5) S. 3 EStG zu Buchwerten aus der alten Ge-
samthand in das Sonderbetriebsvermögen der neuen 
Sozietät überträgt.

Die materiellen Wirtschaftsgüter (ohne stille Reserven) 
könnte er von einer Gesamthand auf die andere Ge-
samthand im Ergebnis faktisch auch zu BW übertragen.

Durch diese Vorgänge wären die Ziele des C erreicht.

Entscheidend ist, dass auch für das Ausscheiden aus ei-
ner Personengesellschaft Vertragsfreiheit herrscht = es 
besteht kein Zwang zur Durchführung einer Realteilung.

Der Praxishinweis
Im Ergebnis zeigt sich wiederum, dass sämtliche Gestal-
tungsziele von Gesellschaftern einer Personengesell-
schaft erreicht werden können.

Entscheidend ist es, nach kreativen Wegen für die beste-
henden, individuellen Wünsche zu suchen.

ARBEITGEBERZUSCHÜSSE ZUM KURZARBEITERGELD: 
STEUERFREIHEIT ENDETE ZUM JAHRESENDE 2021

Der Gesetzgeber bestimmt in § 3 Nr. 28a EStG Folgen-
des:

„Steuerfrei sind ….

Nr. 28a

Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld und Sai-
son-Kurzarbeitergeld, soweit sie zusammen mit dem Kurz-
arbeitergeld 80 Prozent des Unterschiedsbetrags zwischen 
dem Soll-Entgelt und dem Ist-Entgelt nach § 106 des Drit-
ten Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigen und sie für 
Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 29.02.2020 begin-
nen und vor dem 01.01.2022 enden, geleistet werden; …“

Die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 28a EStG ist be-
grenzt auf 80 % des Unterschiedsbetrags zwischen 
dem Soll-Entgelt und dem Ist-Entgelt nach § 106 SGB 

III. Zunächst war die Steuerbefreiung befristet bis zum 
31.12.2020. Mit dem JStG 2020 hat der Gesetzgeber die-
se Regelung bis zum 31.12.2021 verlängert. 

Praxishinweis
Eine weitere zeitliche Verlängerung dieser Steuerbefrei-
ung hat der Gesetzgeber (bislang) nicht beschlossen. 
Damit gilt diese Befreiungsregelung letztmalig für Lohn-
zahlungszeiträume, die vor dem 01.01.2022 enden. Ab 
Januar 2022 sind derartige Arbeitgeberzuschüsse steu-
erpflichtig. 

BMF-SCHREIBEN VOM 18.11.2021 ZUR ENTFER-
NUNGSPAUSCHALE: FOLGEWIRKUNG AUF DIE LOHN-
STEUERPAUSCHALIERUNG AB 2022

Mit dem Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzpro-
gramms 2030 im Steuerrecht vom 21.12.2019 (BGBl I 
2019, 2886) sowie dem Gesetz zur weiteren steuerlichen 
Förderung der Elektromobilität und zur Änderung wei-
terer steuerlicher Vorschriften vom 12.12.2019 (BGBl 
I 2019, 2451) haben sich Änderungen zu den Entfer-
nungspauschalen und zur Pauschalbesteuerung nach 
§ 40 Abs. 2 EStG ergeben.

Praxishinweis
Das BMF hat sich mit Schreiben vom 18.11.2021 (BMF-
Schr. v. 18.11.2021 – BStBl I 2021, 2315) ausführlich zu 
den gesetzlichen Änderungen geäußert. 

Das BMF-Schreiben enthält darüber hinaus wichtige 
Aussagen zum Lohnsteuerabzugsverfahren und der 
dort möglichen Lohnsteuerpauschalierung von Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte (§ 40 Abs. 
2 Satz 2 EStG), auf die nachfolgend eingegangen wird.

Nach dem BMF-Schreiben vom 31.10.2013 (BMF-Schr. v. 
31.10.2013 – BStBl I 2013, 1376) wird zur Anwendung der 
Lohnsteuerpauschalierung nach § 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 
EStG bestimmt, dass für die Ermittlung der Pauschalie-
rungshöhe davon ausgegangen werden kann, dass mo-
natlich an 15 Arbeitstagen Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte durchgeführt werden.

Die 15-Tage-Regelung wird bislang nur dann durchbro-
chen, wenn der Arbeitgeber im Falle einer Dienstwagen-
gestellung die Fahrten zur ersten Tätigkeitsstätte nach 
den tatsächlichen Fahrtagen mit der 0,002-%-Regelung 
abrechnet (BMF-Schr. v. 04.04.2018 – BStBl I 2018, 592 
Rn. 10 Buchst. d). 
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Praxishinweis
Die Finanzverwaltung lässt einen rückwirkenden Über-
gang von der 0,03-%-Regelung zur Anwendung der 
0,002-%-Regelung mittlerweile zu, solange das Lohn-
konto des betreffenden Arbeitnehmers noch nicht 
abgeschlossen ist (FinMin SH v. 21.05.2021 – NWB 
IAAAH-86537). Findet im Lohnsteuerabzugsverfahren 
ein solcher Bewertungswechsel nicht statt, kann dieser 
zumindest im Rahmen der Einkommensteuer-Veranla-
gung gewählt werden (BMF-Schr. v. 04.04.2018 – BStBl I 
2018, 592 Rn. 10f).

Arbeitgeber sollten den rückwirkenden Bewertungs-
wechsel vor Übermittlung der Lohnsteuerbescheini-
gung 2021 prüfen; als Folgewirkung ergibt sich auch 
eine geringere umsatzsteuerliche Belastung, weil die 
Umsatzsteuer aus dem reduzierten – nunmehr nach der 
0,002-%-Regelung abgerechneten – geldwerten Vorteil 
zu ermitteln ist. Die Lohnsteuer-Pauschalierungshöhe 
nach § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG muss dann ebenso einzeln 
ermittelt werden; die Anwendung der 15 Tage-Regelung 
scheidet rückwirkend aus. Die rückwirkende Korrektur 
des geldwerten Vorteils soll auch eine Änderung bei der 
Sozialversicherung nach sich ziehen.

Ab 2022 schränkt die Finanzverwaltung die Anwendung 
der 15 Tage-Regelung ein.

Bei Anwendung der Vereinfachungsregelung (15-Ta-
ge-Regelung) wird davon ausgegangen, dass bei einer 
5-Tage-Woche monatlich an 15 Arbeitstagen Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte erfolgen. 

Die Anzahl dieser Fahrten mindert sich bei der Lohnsteu-
erpauschalierung verhältnismäßig, wenn der Arbeit-
nehmer bei einer in die Zukunft gerichteten Prognose 
nach den dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen 
typischerweise an weniger als fünf Arbeitstagen in der 
Kalenderwoche an der ersten Tätigkeitsstätte beruflich 
tätig werden soll (z. B. bei Teilzeitmodellen, Homeoffice, 
Telearbeit, mobilem Arbeiten). 

So kann z. B. bei einer 3-Tage-Woche aus Vereinfa-
chungsgründen davon ausgegangen werden, dass mo-
natlich an neun Arbeitstagen (3/5 von 15 Tagen) Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte erfolgen.

Praxishinweis
Diese geänderte Rechtsauslegung wendet die Finanz-
verwaltung mit Wirkung ab 2022 an. Bei Anwendung der 
Lohnsteuerpauschalierung muss daher künftig für den 
einzelnen Arbeitnehmer geprüft werden, ob er voraus-
sichtlich fünf Arbeitstage am Ort der ersten Tätigkeits-
stätte tätig werden soll (Prognoseentscheidung). Diese 
Prognoseentscheidung sollte aus Nachweisgründen do-
kumentiert werden.

Der Hintergrund für diese Verschärfung liegt auch in der 
Corona-Krise: Gerade während der Corona-Pandemie 
kann sich eine Pauschalierung nach der 15 Tage-Rege-
lung als „Bumerang“ bei der Einkommensteuer-Veran-
lagung erweisen.

In der Einkommensteuer-Veranlagung wird den nach 
den Grundsätzen der Entfernungspauschale abzieh-
baren Werbungskosten die Lohnsteuerpauschalierung 
gegenübergestellt. 

Legt der Arbeitnehmer z. B. wegen der Corona-Homeof-
ficezeit oder wegen Kurzarbeit weniger als 180 Fahrten 
zur ersten Tätigkeitsstätte zurück, ist die Entfernungs-
pauschale geringer als die zuvor pauschalierten Beträge. 

Nach Auffassung der Finanzverwaltung soll die Pau-
schalbesteuerung mit 15 % nach § 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 
EStG durch den Arbeitgeber keine verfahrensrechtliche 
Bindungswirkung für das Veranlagungsverfahren ent-
falten und eine Nachversteuerung der sich nachträglich 
als zu hoch erweisenden Pauschalierung auslösen.

NEUES ZU DEN GUTSCHEINEN: DAS POSTLEITZAH-
LENMODELL

Zur Abgrenzung zwischen Barlohn und Sachbezügen re-
gelt § 8 Abs. 1 Satz 2 und 3 EStG Folgendes:

„²Zu den Einnahmen in Geld gehören auch zweckgebundene 
Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsur-
rogate und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten. 

³Satz 2 gilt nicht bei Gutscheinen und Geldkarten, die aus-
schließlich zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen be-
rechtigen und die Kriterien des § 2 Absatz 1 Nummer 10 des 
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erfüllen.“
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Bekanntermaßen wendet die Finanzverwaltung § 8 Abs. 
1 Satz 3 EStG erst ab 2022 auch in Bezug auf die Prüfung 
der Kriterien des § 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG an (Siehe im De-
tail siehe BMF-Schr. v. 13.04.2021 – BStBl I 2021, 624).

Praxishinweis
Liegt kein Sachbezug, sondern eine Geldleistung vor, 
kommt die Anwendung der monatlichen 44-EUR-Frei-
grenze (ab 2022: 50-EUR-Freigrenze) (§ 8 Abs. 2 Satz 11 
EStG) ebenso wenig infrage wie die Pauschalbesteue-
rung nach § 37b EStG (Pauschalierungssatz: 30 %) bzw. 
die Regelung zu den nicht lohnsteuerbaren Aufmerk-
samkeiten (R 19.6 Abs. 1 LStR) (Sachzuwendungen bis 
zu 60 EUR zu besonderen persönlichen Ereignissen des 
Arbeitnehmers). Gerade zum bevorstehenden Jahres-
wechsel sollten künftig ausgegebene Gutscheine auf die 
geänderten Vorgaben geprüft werden; hiermit wird si-
chergestellt, dass auch künftig Sachlohn vorliegt.

Als Zahlungsdienste gelten nach § 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG 
nicht …

10. Dienste, die auf Zahlungsdienste beruhen, die 

a)    �für den Erwerb von Waren oder Dienstleistungen in 
den Geschäftsräumen des Emittenten oder innerhalb 
eines begrenzten Netzes von Dienstleistern im Rahmen 
einer Geschäftsvereinbarung mit einem professionellen 
Emittenten eingesetzt werden können, 

b)    �für den Erwerb eines sehr begrenzten Waren- oder 
Dienstleistungsspektrums eingesetzt werden können, 
oder 

c)    �beschränkt sind auf den Einsatz im Inland und auf Ersu-
chen eines Unternehmens oder einer öffentlichen Stel-
le für bestimmte soziale oder steuerliche Zwecke nach 
Maßgabe öffentlich-rechtlicher Bestimmungen für den 
Erwerb der darin bestimmten Waren oder Dienstleis-
tungen von Anbietern, die eine gewerbliche Vereinba-
rung mit dem Emittenten geschlossen haben, bereitge-
stellt werden. 

Ein begrenzter Kreis von Akzeptanzstellen liegt nach dem 
vorliegenden BMF-Schreiben (BMF-Schr. v. 13.04.2021 – 
BStBl I 2021, 624) bislang in folgenden Fällen vor:

    �bei städtischen Einkaufs- und Dienstleistungsverbün-
den im Inland,

    �bei Einkaufs- und Dienstleistungsverbünden, die sich 
auf eine bestimmte inländische Region (z. B. mehre-
re benachbarte Städte und Gemeinden im ländlichen 
Raum) erstrecken oder

    �aus Vereinfachungsgründen bei von einer bestimm-
ten Ladenkette (einem bestimmten Aussteller) aus-
gegebene Kundenkarten zum Bezug von Waren oder 
Dienstleistungen in den einzelnen Geschäften im In-

land oder im Internetshop dieser Ladenkette mit ein-
heitlichem Marktauftritt (z. B. ein Symbol, eine Marke, 
ein Logo); die Art des Betriebs (z. B. eigene Geschäf-
te, im Genossenschafts- oder Konzernverbund, über 
Agenturen oder Franchisenehmer) ist unerheblich.

Ergänzend hat die Finanzverwaltung bestimmt, dass 
die Voraussetzungen ebenso erfüllt sind, wenn Ein-
kaufs- und Dienstleistungsverbünde auf die unmittelbar 
aneinander angrenzenden zweistelligen Postleitzahlen 
(PLZ-)Bezirke begrenzt werden. Dabei werden Städte 
und Gemeinden, die jeweils in zwei PLZ-Bezirke fallen, 
als ein PLZ-Bezirk betrachtet.

Praxishinweis
Die Finanzverwaltung akzeptiert damit das von zahlrei-
chen Kartenanbietern geforderte Postleitzahlenmodell. 
Keine Aussage trifft die Finanzverwaltung dazu, ob sich 
der postleitzahlenmäßig begrenzte Verbund am Ar-
beitsort, am Wohnort oder an einem sonstigen Ort (z. 
B. Ort der Ferienwohnung) befinden muss. M. E. ist nur 
entscheidend, dass die Begrenzung auf aneinander-
grenzende Postleitzahlenbezirke vorliegt. Wo sich die 
Einlösungsorte befinden, ist hingegen unerheblich. Es 
ist nicht ausgeschlossen, dass sich die Finanzverwaltung 
zu dieser Thematik und zur Frage, ob die Einlösung ei-
nes Gutscheins gegen einen Gutschein steuerschädlich 
ist, äußern wird.

BLICK IN DEN KOALITIONSVERTRAG: WAS SOLL SICH 
INSBESONDERE FÜR ARBEITNEHMER ÄNDERN?

Die neue Bundesregierung hat am 24.11.2021 ihren 
Koalitionsvertrag vorgelegt. Dieser enthält auch zahlrei-
che personalrelevante Änderungen, die nachfolgend im 
Überblick dargestellt werden.

Plug-in-Hybride:
Ein Abschlag vom inländischen Listenpreis von bislang 
50 % soll entfallen, wenn das Fahrzeug nicht überwie-
gend (mehr als 50 %) elektronisch genutzt wird. Es stellt 
sich die Frage, wie dies geprüft werden soll und ab wann 
eine solche Regelungsverschärfung zur Anwendung 
kommen wird.

Plug-in-Hybride: 
Die Mindestreichweite für eine Abschlagsbegünstigung 
soll ab dem 01.08.2023 auf 80 km erhöht werden. Be-
troffen sind vermutlich die Anschaffungen ab dem 
01.08.2023.
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Elektro“voll“fahrzeuge:
Die bisherige Reduzierung des Listenpreises um 75 % 
bei Elektrovollfahrzeugen bis 60.000 EUR soll ab 2025 
auf 50 % reduziert werden.

Homeoffice-Pauschale: 
Die geltende Regelung soll bis 2022 verlängert werden.

Ausbildungsfreibetrag:
Vorgesehen ist eine Erhöhung des Ausbildungsfreibe-
trags von 924 EUR auf 1.200 EUR.

Sparerpauschbetrag:
Vorgesehen ist eine Erhöhung des Sparerpauschbe-
trags auf 1.000 EUR/2.000 EUR (Einzel-/Zusammenver-
anlagung) ab 2023.

Rentenbesteuerung:
Bei der Rentenbesteuerung soll die volle Besteuerung 
erst für Rentenjahrgänge ab 2060 gelten und der voll-
ständige Sonderausgabenabzug der gesetzlichen Ren-
tenversicherungsbeiträge soll bereits 2023 (bislang: 
2025) einsetzen. Diese vorzeitige Abzugserhöhung wirkt 
sich auch auf die Ermittlung der Lohnsteuer – dann ab 
2023 – aus.

Mindestlohn:
Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns von 12 EUR. 
Unklar ist, ab wann diese Erhöhung gelten soll.

Geringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnisse:
Anhebung der Grenze bei geringfügig entlohnten Be-
schäftigten von 450 EUR auf 520 EUR.

Haushaltsnahe Dienstleistungen:
Weitere Förderung haushaltsnaher Dienstleistungen 
durch Zulagen- und Gutscheinsysteme und Einführung 
eines steuerfreien Arbeitgeberzuschusses bei Verrech-
nung der neuen Förderungen mit den bisherigen steu-
erlichen Möglichkeiten. Interessant ist der Hinweis auf 
einen neuen steuerfreien Arbeitgeberzuschuss, der in-
soweit künftig leistbar sein soll.

Pflegegeld:
Steuerfreiheit des Pflegebonus (3.000 EUR) und Einfüh-
rung einer Steuerfreiheit von Zuschlägen.

Steuerklassenkombination:
Die Steuerklassenkombination III/V soll in das bisherige 
Faktorverfahren überführt und dann einfacher nutzbar 
sein.

Praxishinweis
Gegenwärtig bleiben Gesetzgebungsverfahren abzu-
warten. Angekündigt wurde bereits ein nächstes Coro-
na-Steuerhilfegesetz.

ANHÄNGIGES VERFAHREN BEIM EUGH ZUM BEWER-
TUNGSABSCHLAG VON VERMIETETEM GRUNDBESITZ 

Das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz sieht in  
§ 13c einen Bewertungsabschlag von 10 % vor, wenn zu 
Wohnzwecken vermietete Grundstücke des Privatver-
mögens verschenkt oder vererbt werden. Vorausset-
zung ist jedoch, dass diese Grundstücke im Inland, in 
der EU oder einem Staat des Europäischen Wirtschafts-
raumes (Norwegen, Island, Liechtenstein) belegen sind. 

Sachverhalt
Im Streitfall ging ein zu Wohnzwecken vermietetes, in 
Kanada belegenes Grundstück des Privatvermögens im 
Erbwege auf den in Deutschland erbschaftsteuerpflich-
tigen Kläger über. Dieser begehrte im Einspruchsver-
fahren, das Grundstück mit nur 90 % seines gemeinen 
Wertes der Erbschaftsteuer zu unterwerfen. 

Beschluss des FG Köln vom 02.09.2021 (Az. 7 K 
1333/19)
Das FG Köln hat in seinem Beschluss Zweifel geäußert, 
ob der Ausschluss von in Drittstaaten belegenen Grund-
stücken durch die Norm mit dem Unionsrecht vereinbar 
ist, und hat die Frage dem Europäischen Gerichtshof 
vorgelegt. Dieser muss nun entscheiden, ob der Bewer-
tungsabschlag mit seiner regionalen Einschränkung ge-
gen die Kapitalverkehrsfreiheit verstößt. 

Bis zur Entscheidung sollten Sie sich bei ähnlich gelager-
ten Fällen auf das Verfahren Az. C-670/21 beim EuGH 
berufen und Ruhe des Verfahrens beantragen. 

BFH-BESCHLUSS ZUM NACHTRÄGLICHEN WIDERRUF 
EINER UMSATZSTEUEROPTION  

Auf die Umsatzsteuerfreiheit bei Grundstücksveräuße-
rungen kann verzichtet (und damit zur Umsatzbesteue-
rung optiert) werden. 

Dies ist in bestimmten Konstellationen für den Verkäu-
fer vorteilhaft, z. B. zur Vermeidung von Vorsteuerkor-
rekturen. Voraussetzung für eine wirksame Option ist 
jedoch, dass der Verzicht im gleichen notariell zu beur-
kundenden Kaufvertrag erklärt wird. 

In einem aktuellen Urteilsfall ging es um die Frage, ob 
die strengen formalen und zeitlichen Voraussetzungen 
auch bei einem nachträglichen Verzicht auf diese Opti-
on gelten.
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Sachverhalt
Im Urteilsfall war eine Immobilie im Jahr 2009 infolge 
einer Optionserklärung im Grundstückkaufvertrag um-
satzsteuerpflichtig erworben worden. Da eine Teilfläche 
jedoch in 2011 umsatzsteuerfrei veräußert wurde, ver-
zichteten die Parteien in 2012 mit notariellem Vertrag 
rückwirkend auf die Option zur Umsatzsteuer. 

Die Betriebsprüfung erkannte dies nicht an. Der Ver-
zicht auf die Umsatzsteuerbefreiung der Lieferung ei-
nes Grundstücks könne – so die Argumentation der 
Finanzverwaltung – nur im zugrunde liegenden notari-
ellen Kaufvertrag erklärt werden. Gleiches gelte für die 
Rückgängigmachung des Verzichts. Demnach sei die 
Teilgrundstücksveräußerung umsatzsteuerpflichtig.

Beschluss des BFH vom 02.07.2021 (XI R 22/19)
Mit dem aktuellen Beschluss stellt der BFH zugunsten 
des Klägers klar, dass – im Gegensatz zur Erklärung der 
Option, die zwingend im gleichen notariellen Vertrag er-
klärt werden muss – der Verzicht auf diese Option auch 
außerhalb dieser notariellen Urkunde erfolgen kann, so-
lange die Steuerfestsetzung für das Jahr der Leistungs-
erbringung noch anfechtbar oder änderbar ist.

Somit kann der Widerruf in einer eigenen notariellen Ur-
kunde und solange erfolgen, wie die Steuerfestsetzung 
für das Jahr der Leistungserbringung anfechtbar oder 

änderbar ist. Der Vorbehalt war im Zeitpunkt des Wi-
derrufs des Verzichts durch die Veräußerin in 2012 noch 
wirksam. Damit war er im Urteilsfall rechtzeitig erfolgt. 

BFH-REVISION: UNTERLIEGT DIE IM ÜBERNACH-
TUNGSPREIS ENTHALTENE NUTZUNG DES PARK-
PLATZES, WLANS ODER FITNESSRAUMS DEM ERMÄ-
SSIGTEN STEUERSATZ?

Nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG ermäßigt sich die 
Steuer auf 7 % für die Vermietung von Wohn- und 
Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen 
Beherbergung von Fremden bereithält. Nach Satz 2 gilt 
dies jedoch nicht für Leistungen, die nicht unmittelbar 
der Vermietung dienen, auch wenn diese Leistungen 
mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind.

Beim BFH ist unter Aktenzeichen XI R 22/21 ein neues 
Verfahren zu der Frage anhängig, ob die nicht gesondert 
vereinbarte, mithin kostenfreie Überlassung von Park-
plätzen, W-LAN und Fitnesseinrichtungen an Hotelgäste 
dem ermäßigten Steuersatz unterliegt oder nicht.

Die Vorinstanz, das FG Niedersachsen (Urteil vom 
19.08.2021, 5 K 174/19), geht von steuerbaren ent-
geltlichen Leistungen zum Regelsteuersatz aus, da die 
Leistungen nicht unmittelbar Bestandteil der Beherber-
gungsleistung seien.

Hinweis: 
Zu der Frage des Steuersatzes bei nicht gesondert ver-
einbarten oder abgerechneten Leistungen von Beher-
bergungsbetrieben sind bereits unter Aktenzeichen XI R 
34/20 und XI R 35/20 zwei BFH-Verfahren anhängig.

Vergleichbare Fälle sollten offengehalten werden, bis 
der BFH entschieden hat.
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Haftungsausschluss | Die in diesem Rundschreiben stehenden Texte sind nach bestem Wissen und 
Kenntnisstand erstellt worden. Die Komplexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es jedoch 
notwendig, Haftung und Gewähr auszuschließen.

FÄLLIGKEITSTERMINE FÜR STEUERN UND BEITRÄGE ZUR 
SOZIALVERSICHERUNG VON JANUAR BIS MÄRZ 2022

STEUERTERMINE IM JANUAR 2022 

STEUERTERMINE IM FEBRUAR 2022 

STEUERTERMINE IM MÄRZ 2022 

 

DIE FÄLLIGKEITEN DER SOZIALVERSICHERUNGSBEITRÄGE ERGEBEN SICH AUS DER NACHFOLGENDEN TABELLE: 

10.01.2022 Umsatzsteuer 11.2021 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 12.2021 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 12.2021

10.02.2022 Umsatzsteuer 12.2021 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 01.2022 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 01.2022

15.02.2022 Gewerbesteuer I.2022

Grundsteuer I.2022

10.03.2022 Umsatzsteuer 01.2022 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 02.2022 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 02.2022

ESt-VZ I.2022

Eingang Beitragsnachweis Zahlungseingang

25.01.2022 27.01.2022

22.02.2022 24.02.2022

25.03.2022 29.03.2022

Bei Scheckeinzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin vorliegen. 


